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tional unterstützt weltweit Menschen 
mit Behinderung und andere beson-
ders schutzbedürftige Menschen, um 
deren Lebensbedingungen zu verbes-
sern. Ausgehend von den in der UN 
Behindertenrechtskonvention konkre-
tisierten Menschenrechten möchte 
Crossroads eine grundsätzliche Ver-
besserung der Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderung und 
Flucht- bzw. Migrationsgeschichte be-
wirken. Hierfür arbeitet Crossroads auf 
drei Handlungsfeldern:
 
1. Fort- und Weiterbildung
Um die Schnittstelle zwischen den Ein-
richtungen der Asyl- und Migrationsar-
beit und der Behindertenhilfe zu stärken, 
entwickelte Crossroads ein Schulungs-
konzept für Fachkräfte und Ehrenamt-
liche aus diesen Arbeitsfeldern. Die Fort-
bildungen nehmen neben der Wissens-
vermittlung auch den fachlichen Aus-
tausch zwischen den Teilnehmer*innen 
in den Blick. Die so entstehende regio-
nale Vernetzung unterstützt die Etablie-
rung von Verweiswegen und die Weiter-
gabe relevanter Informationen. Die Fort-
bildungen und Inhouse Schulungen fin-
den in den drei Modellregionen Westfa-
len, Mittel- und Unterfranken, und Bran-
denburg statt.

Menschen auf der Flucht, die zusätz-
lich noch eine  Behinderung haben, 
sind weltweit besonders von Ausgren-
zung bedroht – auch in Deutschland. 
Zugewanderte Menschen mit Behinde-
rung begegnen vielen Barrieren. Wie 
man sie unterstützten kann, haben 
viele nicht im Blick. Das wurde einmal 
mehr in den jüngsten Asylrechtsver-
schärfungen des Migrationspaketes 
deutlich. Die hierin verlängerte Unter-
bringungszeit in Erstaufnahmeein-
richtungen bringt viele Einschrän-
kungen für die Betroffenen mit sich 
und verstärkt die Ausschlüsse. Eine 
verlängerte Grundleistungszeit und er-
weiterte Sanktionierungsinstrumente 
erschweren darüber hinaus die Einglie-
derung. Ziel des Gesetzes ist es offen-
sichtlich auch, mehr Menschen ab-
schieben zu können. Zugewanderte 
Menschen mit Behinderung stoßen in 
Deutschland auf ein Hilfesystem, in 
dem eine Schnittstelle zwischen Be-
hinderten- und Migrationsarbeit kaum 
existent ist. Bei Klagen finden Sie kaum 
Gehör.
Um dieses Problem anzugehen, wurde 
das Projekt Crossroads. Flucht. Migrati-
on. Behinderung. von Handicap Interna-
tional entwickelt und gefördert durch 
die Skala Initiative. Handicap Interna-

2. Empowerment
Geflüchtete mit Behinderung haben 
bislang kaum eine eigene Stimme. Im 
Bereich Empowerment fördert Cross-
roads daher den Aufbau und die Konso-
lidierung von Selbstvertretungsstruk-
turen von Migrant*innen mit Behinde-
rung und ihren Angehörigen. Dabei 
unterstützt das Projekt die gegenseitige 
Vernetzung der Gruppen und die Ent-
wicklung von Selbstvertretungsstrate-
gien. Darüber hinaus schult Crossroads 
Selbstvertreter*innen, damit diese als 
Referent*innen in eigener Sache an den 
Schulungen und Beratungen von Fach-
kräften mitwirken können.

3. Interessenvertretung und bundes-
weite Vernetzung
Wie am Beispiel des Migrationspaketes 
eingangs geschildert, werden spezi-
fische Unterstützungsbedarfe zuge-
wanderter Menschen mit Behinderung 
hierzulande bisher kaum mitgedacht. 
Um für die vielen Zugangsbarrieren zu 
sensibilisieren und gemeinsam mit an-
deren Veränderungen anzustoßen, ini-
tiierte Crossroads im Dezember 2018 
das bundesweite Netzwerk Flucht, Mi-
gration und Behinderung. Mitglieder 
des Netzwerkes sind Fach- und Bera-
tungsstellen aus ganz Deutschland, 
deren Arbeitsschwerpunkt an der 
Schnittstelle Flucht, Migration und Be-
hinderung liegt. Nach nunmehr vier 
Netzwerktreffen ist ein Ort für Fach- 
und Ideenaustausch, gegenseitige Un-
terstützung und Solidarität entstan-
den. Mit dem bundesweiten Netzwerk 
steht den Teilnehmer*innen eine Platt-
form zur Verfügung, um auf struktu-
relle Missstände hinzuweisen und sich 
gemeinsam für notwendige Verände-
rungen einzusetzen.

Karsten Dietze  
ist Referent Advocacy Flucht und 

Behinderung bei Handycap International
Infos: handicap-international.de

Hilfe für geflüchtete Menschen mit Behinderung 
Das Projekt „Crossroads. Flucht. Migration. Behinderung.“ 
von Handycap International stellt sich vor
Arbeitsgruppe während des 4. bundesweiten Netzwerktreffens Flucht, Migration 
und Behinderung im November 2019 in Berlin
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Es zeichnet sich bereits ab, dass der Ef-
fekt des „Gute-Kita-Gesetzes“ deutlich 
geringer ausfällt als erhofft. Das liegt 
zum einen daran, dass fast die Hälfte 
der Mittel für die Elternbeitragsbefrei-
ung verwendet wird, und damit für die 
Jahre 2019 bis 2022 nur rund 3 Mrd. 
Euro für die Qualitätsverbesserung zur 
Verfügung stehen. Dem stehen voraus-
sichtliche Gesamtausgaben im glei-
chen Zeitraum von etwa 130 Mrd. Euro 
gegenüber. 

Obwohl es familienpolitisch durchaus 
sinnvoll ist, die Kindertagesbetreuung 
für Familien kostenfrei zu gestalten, 
wurden de facto die Mittel für die qua-
litative Weiterentwicklung des Systems 
der Kindertagesbetreuung halbiert. Die 
Verbesserung der Teilhabe ist durch 
das „Gute-Kita-Gesetz“ aber zu einer 
sinnfreien Floskel geworden. Verbes-
sert werden müsste die Teilhabe von 
Familien, die bislang besondere Hür-
den für die Inanspruchnahme von 
Kindertagesbetreuung haben, etwa 
aufgrund von Behinderung, Herkunft 
oder Sprachkenntnis. Aber genau das 
passiert in den wenigsten Fällen.

Die Wirkung des Gesetzes wäre aber 
auch ohne die Förderung von Familien 
limitiert.  Denn viele Maßnahmen, die 
die Länder treffen, sind zwar sinnvoll, 
aber nicht weitreichend genug. Zum 
Beispiel in Thüringen. Das Land stellt 
62 Mio. Euro und damit 44 Prozent sei-
ner Mittel aus dem sogenannten „Gu-
te-Kita-Gesetz“ für die Verbesserung 
des Personalschlüssels zur Verfügung. 
Dieser soll für Vierjährige von 1:16 auf 
1:14 angehoben werden. Das ist richtig 
und wichtig, aber noch weit von der 
wissenschaftlichen Empfehlung von 
1:9 entfernt. 

Aus Sicht von Trägern, Fachkräften 
und Eltern ist besonders ärgerlich, 
dass die Prozesse zur Erstellung der 

Handlungskonzepte auf Landesebene 
vielfach nicht die im Gesetz formu-
lierten Anforderungen erfüllten. Es 
fehlten wirksame Beteiligungsformen 
und Transparenz. Bestehende Bedar-
fe wurden teilweise nur unzureichend 
erhoben bzw. berücksichtigt. Beson-
ders eklatant zeigt sich das in Meck-
lenburg-Vorpommern, wo die Landes-
regierung gegen den erklärten Willen 
von Elternvertretungen die Mittel aus-
schließlich für die vollständige Ab-
schaffung von Elternbeiträgen vorsieht.

Die Bedarfe der Träger spielen in den 
meisten Ländern eine untergeordnete 
Rolle. Dabei gibt es vielfach einen ho-
hen Reformbedarf. Die Finanzierungs- 
und Steuerungssysteme der Kinderta-
gesbetreuung stammen aus einer Zeit, 
in der Kindertagesbetreuung ein „nice 
to have“ war. Träger und Eltern finan-
zieren vielerorts noch immer  zu einem 
wesentlichen Teil den Rechtsanspruch 
auf Kindertagesbetreuung. Träger war-
ten oft jahrelang, ob ihnen Kosten von 
der Gemeinde, der Kommune oder 
dem Land erstattet werden. Und der Ki-
ta-Ausbau stockt, auch weil die Bedarfs-
planung nicht zeitgemäß ist. Die Mittel 
des Bundes wären eine Chance gewe-
sen, die Systeme der Finanzierung und 
Steuerung von Kindertagesbetreuung 
zu modernisieren. 

Es geht nicht darum, die Erfüllung ei-
ner festen Fachkraft-Kind-Relation in 
den Vordergrund zu stellen. Wir soll-
ten die Qualitätsentwicklung nicht von 
Quoten her denken. Sondern ganz-
heitlich und systemisch. Nur so kann 
wirklich eine gute Qualität gesichert 
werden.

Es ist unbestritten, dass es länderüber-
greifend kindgerechte Personalschlüs-
sel braucht. Dafür muss aber zunächst 
in die Gewinnung von Fachkräften in-
vestiert werden. Gleichzeitig müssen 

die Fachkräfte, die gegenwärtig schon 
im System sind, besser unterstützt 
werden. Es braucht für Kitas ein aus-
reichendes Verwaltungsbudget (gegen-
wärtig liegt das teilweise bei 2-3 Pro-
zent der Gesamtkosten und damit weit 
vom tatsächlichen Bedarf entfernt).

Es braucht auch eine gute Begleitung  
z.B. durch Fachberatung und Organi-
sationsentwicklung. Das ist ein stetiger 
Prozess des Aushandelns, der nicht 
zuletzt kostenintensiv wird, der aber in 
jedem Fall  die Kompetenzen und Be-
darfe der involvierten Akteure berück-
sichtigen muss. 

Niels Espenhorst
ist Referent für  

Kindertageseinrichtungen und Tagespflege
beim Paritätischen Gesamtverband

Ein Jahr Gute-Kita-Gesetz: Eine Bilanz
Fast ein Jahr nach Verabschiedung des sogenannten „Gute-Kita-Gesetzes“ durch den 
Deutschen Bundestag haben mit Hessen und Nordrhein-Westfalen die beiden letzten 
Bundesländer im November 2019 die erforderlichen Verträge mit dem Bund unter-
zeichnet. Damit tritt das Gesetz in Kraft und 5,5 Mrd. Euro werden für den Zeitraum 
2019 bis 2022 für die Länder freigegeben. 

Aktuelle Informationen rund 
um das Thema  

Kindertagesbetreuung gibt es 
auch auf unserer  

Schwerpunktseite:

der-paritaetische.de/schwer-
punkt/kindertagesbetreuung/



26 www.der-paritaetische.de 1 | 2020

mit nur unzureichenden Bildungs-
abschlüssen die Hauptrisikogrup-
pen der Armut mit Quoten zwi-
schen 30 und 57 Prozent. Der allge-

meine Rückgang der Armutsquote 
2018 ist statistisch vor allem den guten 
Jahresergebnissen in den bevölke-
rungsreichen Bundesländern Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Bayern zu verdanken. Insgesamt zei-
gen jedoch noch sieben weitere Bun-
desländer 2018 eine positive Entwick-
lung. Auch wenn sich die Verhältnisse 
im Zehnjahresvergleich etwas angenä-
hert haben, stellt sich Deutschland als 
zwischen einzelnen Bundesländern 
und Regionen nach wie vor tief zer-
klüftetes Land dar. 

Ein viergeteiltes Deutschland
Der Graben verläuft 30 Jahre nach dem 
Mauerfall jedoch längst nicht mehr 
einfach zwischen Ost und West. 
Deutschland ist heute hinsichtlich der 
Verteilung von Armut viergeteilt. Es ist 
der wohlhabende Süden mit einer Ar-
mutsquote von lediglich 11,8 Prozent. 
Es ist der Osten Deutschlands mit 17,5 
Prozent. Es ist Nordrhein-Westfalen 
mit seinen 18 Millionen Einwohnern 
und einer Armutsquote von 18,1 Pro-
zent und es sind schließlich die weite-
ren Regionen Westdeutschlands mit 
einer gemeinsamen Armutsquote von 
15,9 Prozent. Nordrhein-Westfalen hat 
nicht nur die höchste Armutsquote un-
ter den großen Flächenregionen, son-

Das Erfreuliche zuerst: Die Armut in 
Deutschland ging von 2017 auf 2018 
zurück. Es ist mit minus 0,3 Prozent-
punkten zwar ein nur leichter Rück-
gang, auch bleibt die Armut mit 15,5 
Prozent in Deutschland auf hohem 
Niveau, doch ist es zumindest der erste 
Rückgang seit 2014 und der erste 
Rückgang der Quote um mehr als mi-
nimale 0,1 Prozentpunkte seit 2006. 
Erstmalig ging auch die Armutsquote 
unter Menschen mit nicht deutscher 
Staatsangehörigkeit, die seit 2012 stark 
angestiegen war, deutlich und im Ver-
gleich zur Gesamtbevölkerung sogar 
überdurchschnittlich zurück. Das 
Gleiche gilt für Menschen mit Migrati-
onshintergrund generell. Die seit eini-
gen Jahren zu beobachtende Scheren-
entwicklung, wonach die Armut unter 
deutschen Staatsbürger*innen und 
Einwohner*innen ohne Migrations-
hintergrund sank, während sie bei 
Ausländer*innen und Menschen mit 
Migrationshintergrund anstieg, ist in 
2018 gestoppt. Entsprechend funktio-
niert auch das dazugehörige Framing 
nicht mehr, wonach Armut in Deutsch-
land vor allem ein Problem von 
Migrant*innen sei. Gleichwohl bleiben 
Menschen mit Migrationshintergrund, 
genauso wie Arbeitslose, Alleinerzie-
hende, Kinderreiche oder Menschen 

dern zeigt im Zehnjahresvergleich 
auch die mit Abstand schlechteste Ent-
wicklung. Geschuldet ist dies wesent-
lich der außerordentlichen Armutsent-
wicklung im Ruhrgebiet, dem mit 5,8 
Millionen Einwohner*innen größten 
Ballungsraum Deutschlands mit einer 
Armutsquote von 21,1 Prozent. „Die 
Kluft zwischen Wohlstandsregionen 
auf der einen und Armutsregionen auf 
der anderen Seite wächst stetig und 
deutlich und der Graben verläuft längst 
nicht mehr nur zwischen Ost und 
West“, so Ulrich Schneider, Hauptge-
schäftsführer des Paritätischen Ge-
samtverbandes. Der Armutsbericht 
zeige, so Schneider weiter, „dass auch 
der Westen Deutschlands tief gespalten 
und weit entfernt ist von Einheitlich-
keit oder gleichwertigen Lebensbedin-
gungen.

Es liegt nicht an den Flüchtlingen
Armut verschwindet nicht einfach bei 
guter oder sogar sehr guter wirtschaft-
licher Entwicklung. Auch darauf weist 
dieser Bericht hin. Wirtschafts- und 
Armutsentwicklung haben sich viel-
mehr voneinander abgekoppelt: Über 
einen längeren Zeitraum hat der Reich-
tum zugenommen und die Zahl der 
Armen ist immer größer geworden. 
Dieses liegt – um an eine aktuelle Dis-
kussion anzuknüpfen – mitnichten an 
den seit 2015 zu uns geflohenen Men-
schen. Auch ohne Geflüchtete wäre die 
Armutsquote in den letzten Jahren der 

Der Paritätische
Armutsbericht 2019

Am 12. Dezember 
erschien der neue Ar-
mutsbericht. Er zeigt vor 
allem eins: Alte  
Vorstellungen zur 
Armutsverteilung in 
Deutschland gelten nicht 
mehr.
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ist, will man Armut 
nicht lediglich verwal-
ten, sondern tatsächlich 
abschaffen oder doch 
zumindest reduzieren. 
Wo Realpolitik vor 
allem inkonsequente 
Politik ist, kann sich ar-
mutspolitisch kein 
nachhaltiger Erfolg ein-
stellen. Ein Masterplan 
zur Armutsbeseitigung 
müsste zugleich die Po-
litikfelder Arbeit, Woh-
nen, Alterssicherung, 
Pflege, Gesundheit, Fa-
milie, Bildung und Teil-
habe ins Auge fassen. 
Er wäre sehr komplex 
und facettenreich und 
benötigte einen langen 
politischen Atem.

Die Wirtschaft allein 
kann es nicht richten
Boomende Wirtschaft, 
wachsendes Inlands-
produkt = mehr Arbeit, 
weniger Armut. So un-

gefähr lautet die schlichte Gleichung, 
die gerne genutzt wird um darzulegen, 
dass Wirtschaftswachstum und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen die be-
sten Mittel zur Armutsbekämpfung 
seien. 
Doch stimmt diese Beschreibung? 
Schauen wir uns dazu die Fakten an: 
Seit der Wirtschaftskrise 2009 ist die 
Wirtschaft in Deutschland stetig ge-
wachsen. Jahr für Jahr nahm der ge-
samtgesellschaftlich erwirtschaftete 
Wohlstand zu, insgesamt und inflati-
onsbereinigt um 21 Prozent. Wir 
sollten also annehmen, dass in diesem 
Zeitraum die Armut zurückgegangen 
ist, zumal die Zahl der Arbeitslosen in 
dieser Zeit deutlich gesunken ist. Das 
Gegenteil ist jedoch der Fall, wie der 
Armutsbericht des Paritätischen zeigt: 
Lag die Armutsquote 2009 bei 14,6 
Prozent, betrug sie 2018 15,5 Prozent. 
Offensichtlich wird: Die wirtschaftli-
chen Zuwächse werden so ungleich 
verteilt, dass sie ihren Weg nicht zu 
den Armen finden.

sehr guten wirtschaftlichen Entwick-
lung nur wenig gesunken. Stattdessen 
muss ein armutspolitisches Versagen 
konstatiert werden: Es wäre Aufgabe 
dieses Sozialstaates, dafür Sorge zu 
tragen, dass bei zunehmendem Wohl-
stand alle mitgenommen werden, dass 
in der Regel ein Mindestmaß an 
Gleichheit von Einkommen, Ressour-
cen und Möglichkeiten herrscht, wobei 
in diesem Bericht, EU-Standards fol-
gend, 60 Prozent des mittleren Ein-
kommens das finanzielle Mindestmaß 
als Voraussetzung für Teilhabe mar-
kieren. Wenn darüber hinaus die Ar-
mut bereits seit 2006 einen Aufwärtst-
rend zeigt, obwohl es an politischen 
Absichtserklärungen zu ihrer Bekämp-
fung nicht fehlt und tatsächlich auch 
eine ganze Vielzahl kleinerer Reformen 
auf den Weg gebracht wurden – vom 
Wohngeld über das BAFöG, dem Kin-
derzuschlag bis zum sogenannten Bil-
dungs- und Teilhabepaket – so ist dies 
ein klarer Hinweis darauf, dass es mit 
Klein-Klein und reformerischem 
Stückwerk offensichtlich nicht getan 

In Anknüpfung an aktuelle sozial-
politische Diskussionen sehen wir 
angesichts der Befunde dieses Be-
richtes Priorität in folgendem So-
fortprogramm:

•	 sofortige Erhöhung der Regel-
sätze von derzeit 424 auf 582 
Euro und Einsetzung einer un-
abhängigen Kommission zur 
Neubestimmung des Existenz-
minimums – insbesondere für 
Kinder

•	 Einführung von Freibeträgen 
auf Alterseinkünfte in der Al-
tersgrundsicherung und Ein-
führung einer Mindestrente für 
langjährig Versicherte

•	 Einführung einer bedarfsde-
ckenden und einkommensori-
entierten Kindergrundsi-
cherung und Schaffung eines 
Rechtsanspruchs auf Teilhabe 
im Kinder- und Jugendhilfege-
setz

•	 Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohnes auf 13 Euro

•	 Umbau der Hartz IV-Leistun-
gen zu einem sanktionsfreien 
echten Unterstützungssystem 
inklusive eines sozialen Arbeits-
marktes und sozialpädago-
gischer Hilfen

•	 Umbau der Pflegeversicherung 
durch Abschaffung oder deut-
liche Reduzierung der Eigenan-
teile der Pflegebedürftigen

•	 kostenfreie bedarfsdeckende ge-
sundheitliche Versorgung auch 
für Menschen mit niedrigem 
Einkommen.

Was jetzt zu tun ist

Den Paritätischen  
Armutsbericht jetzt  

downloaden auf

der-paritaetische.de/
armutsbericht
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Durch das neue Digitale-Versor-
gung-Gesetz (DVG) können große 
Mengen von gesetzlich versicherten 
Patient*innendaten gesammelt und 
zusammengeführt werden. Der Pari-
tätische Gesamtverband warnt vor den 
Möglichkeiten des massiven Daten-
missbrauchs und schließt sich damit 
der Kritik des Datenschutzbeauftragen, 
des Bundesrats und den Grünen an.
„Daten sind in unserer digitalisierten 
Welt das neue Öl geworden. Große 
Datenbanken mit hochsensiblen per-
sönlichen Gesundheitsdaten sind eine 
Einladung an Hacker und Datendiebe“, 
kritisierte Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, 
Vorsitzender des Paritätischen Gesamt-
verbandes, anlässlich der Beratungen 
im Bundestag. Rosenbrock erinnerte 
daran, dass bereits jetzt zahlreiche Pa-

tient*innendaten gespeichert werden, 
diese jedoch zukünftig in aktuellerer 
Form bereit stehen sollen. Es sei gut, 
dass es auf den letzten Metern noch zu 
einer wesentlichen Änderung gekom-
men sei. Nun werden in dem zukünf-
tigen Datenpool nicht die Namen der 
gesetzlich Versicherten enthalten sein.
Der Vorsitzende begrüßte ausdrück-
lich, dass der Datenpool die Forschung 
stärkt, betonte dennoch: „Nichtsdes-
totrotz geht es um sehr sensible In-
formationen. Deswegen müssen Pati-
ent*innen einer Nutzung ihrer Daten 
für Forschungszwecke auch widerspre-
chen können.“ Der Gesetzgeber habe 
die informationelle Selbstbestimmung 
mit Blick auf Gesundheitsdaten zu 
wahren, so Rosenbrock. Eine solche 
Widerspruchmöglichkeit sieht der Ge-

setzentwurf aber nicht vor. Viele Details 
zur genauen Ausgestaltung des Daten-
pools sind noch durch das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit im Rahmen 
einer Verordnung zu regeln. Der Ver-
band bewertet das Verfahren kritisch. 
„Hier geht es um Fragen, die nicht am 
Parlament vorbei entschieden werden 
sollten. Wir brauchen bei der digitalen 
Ausgestaltung des Gesundheitswesens 
eine intensive Einbeziehung des Parla-
ments und einen starken gesellschaftli-
chen Diskurs“, so Rosenbrock.

Mit Blick auf das bald anstehende DVG 
II hofft der Vorsitzende, dass die Debat-
te um Datenschutz bei Gesundheits-
daten weitergeführt wird und darüber 
diskutiert wird, wo es Rote Linien zu 
ziehen gibt.

Digitalisierung im Gesundheitswesen:
Paritätischer fordert Schutz der Selbstbestimmung

Mit einer Erklärung und einem kon-
kreten Anforderungskatalog meldeten 
sich erstmals Mieterbund, Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände mit der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
in der Klimaschutz-Debatte gemein-
sam zu Wort. Das vom Paritätischen 
Wohlfahrtsverband mit ver.di initiier-
te Bündnis spricht sich offensiv für 
eine sozial-ökologische Wende aus 
und warnt davor, Soziales und Klima 
gegeneinander auszuspielen. Weitere 
Mitzeichner sind der AWO Bundesver-
band, der Deutsche Caritasverband, der 
Sozialverband Deutschland (SoVD), 
der Sozialverband VdK Deutschland, 
der Volkssolidarität Bundesverband so-
wie der Deutsche Mieterbund.

„Wir teilen gemeinsam die feste Über-
zeugung, dass die ökologische Wende 
nur als sozial-ökologische Wende ge-
staltet werden kann. Mehr noch: Die 
klimapolitischen Herausforderungen 
eröffnen die Chance, Soziales neu zu 
denken und mehr Lebensqualität für 
alle zu schaffen“, heißt es in der Sozi-
alplattform Klimaschutz“. Das Bünd-

nis fordert eine „ambitionierte und 
verbindliche Klimaschutzpolitik“. Kli-
maschutz dürfe jedoch „kein Elitenpro-
jekt“ und ein umweltbewusstes Leben 
„kein Luxus“ sein. In der Erklärung 
formulieren die Organisationen ganz 
konkrete Forderungen und Lösungs-
vorschläge zur Gestaltung einer echten 
sozial-ökologischen Wende, u.a. in den 
Bereichen Wohnen, Energie und Mobi-
lität. Darüber hinaus ist aus Sicht des 
Bündnisses ein funktionierender Sozi-
alstaat Voraussetzung für eine ambitio-
nierte Klimaschutzpolitik und auch die 
Frage der Finanzierung der sozial-öko-
logischen Wende dürfe nicht ausge-
klammert werden. Die Investitionsbe-
darfe seien erheblich. „Entsprechende 
Maßnahmen auf der Einnahmenseite 
der öffentlichen Haushalte sind Vor-
aussetzung für das Gelingen einer sozi-
al-ökologischen Transformation“, heißt 
es im Text.

„Wir brauchen schnellstmöglich eine 
konsequente Klimaschutzpolitik. Doch 
ohne Rücksicht auf soziale Belange 
würde dies unsere Gesellschaft zerrei-

ßen. Deshalb ist Klimaschutz nur als 
sozial-ökologische Wende denkbar. Es 
geht nicht um mühsame Kompromis-
se, es geht darum, bestehende Kon-
zepte von Infrastruktur, Mobilität oder 
Wohnen komplett neu zu denken“, so 
Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Paritätischen Gesamtverbands.

Mehr Informationen zum Thema unter: 
www.der-paritaetische.de/schwerpunkt/

klimaschutz

Klimaschutz: Bündnis aus Gewerkschaft, Sozial- und Wohl-
fahrtsverbänden fordert sozial-ökologische Wende für alle
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Rosenbrock unterwegs...
3. Oktober 2019:
Beim Fest zur deut-
schen Einheit (dies-
mal in Kiel) mit dem 
schönen Titel „Mut 
verbindet“ besuchte 
unser  Vorsitzender 
Prof. Dr. Rolf Rosen-
brock natürlich vor 
allem Organisationen 
der Zivilgesellschaft. 
Hier mit Andrea Re-
vers von „Aktion 
Deutschland Hilft“.

23. Oktober 2019: Digitalisierung überall. Prof. Dr. Rosenbrock - 
hier mit der Vorstandsvorsitzenden des GKV Spitzenverbandes Dr. 
Doris Pfeiffer - informiert sich bei GKV live über den Stand der 
Entwicklung in der Krankenversicherung und Krankenversorgung.

27. November 2019:  Bei der Mitgliederversammlung des Pa-
ritätischen Berlin sprach Prof. Dr. Rosenbrock über die aktu-
ellen Herausforderungen der Zivilgesellschaft, insbesondere 
durch den Rechtsextremismus. „Die Gleichwürdigkeit eines 
jeden Menschen in jeder Lebenslage ist der Kern der Paritä-
tischen Grundsätze und das Fundament unseres Zusammenle-
bens“, so Rosenbrock. Daher auch die klare Verbandsposition, 
menschenverachtenden Positionen der AfD offen und klar zu 

widersprechen und Mitgliedsorganisationen gegen Anfein-
dungen von Rechts zu unterstützen.

29. Oktober 2019:  Ende Ok-
tober fand ein Fachtag der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege im 
Rahmen des Projektes „Empo-
wermentarbeit mit geflüchte-
ten Frauen“ statt. Prof. Dr. Rolf 
Rosenbrock hielt dort einen 
Impulsvortrag.

28. November 2019: Der Vorsitzende bei der BAGFW Fachta-
gung „Freiwilliges Engagement stärken!“ in Berlin-Marzahn mit 
den glücklichen Geehrten.

3. Dezember 2019: Vertreter*innen der freien Wohlfahrtspflege 
trafen sich mit Bundesministerin Dr. Franziska Giffey und sprachen 
über die die Entwicklung der Freiwilligendienste, die Engagement-
stiftung, eine inklusive Lösung beim SGB VIII und die finanzielle 
Förderung der Wohlfahrtspflege. V.l.n.r.: Dr. Gerhard Timm 
(BAGFW), Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Prälat Dr. Peter Neher 
(Caritas), Dr. Giffey, Maria Loheide (Diakonie), Gerda Hasselfeldt 
(DRK und Präsidentin BAGFW), Abraham Lehrer (ZWSt), Wolf-
gang Stadler (AWO), Dr. Joß Steinke (DRK).
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Gesundheit ist mehr als die Abwesen-
heit von Krankheit, sie ist ein Zustand 
des körperlichen, sozialen und geisti-
gen Wohlbefindens. Und: Gesundheit 
ist keine Ware. Gesundheit ist ein öf-
fentliches, ein meritorisches Gut. Der 
gleiche Zugang zu notwendigen Leis-
tungen ist grundrechtlich geschützt. 
Sozial-, Wirtschafts- und Gesundheits-
politik muss darauf gerichtet sein, ein 
möglichst hohes, individuell bedarfsge-
rechtes Leistungsniveau sicherzustel-
len. Das wirtschaftliche Ordnungssys-
tem, das diesen Prinzipien entspricht, 
ist dass der Bedarfswirtschaft. Der in-
dividuelle und gesellschaftliche Bedarf, 
nicht die Maximierung von Profiten, 
müssen im Vordergrund stehen.

In der medizinisch-pflegerischen Ver-
sorgung gerät der Markt mit seinen 
Steuerungslogiken an Grenzen. Men-
schen sind darauf angewiesen, auch 
dann Unterstützung zu finden, wenn 
sich damit keine Rendite erwirtschaf-
ten lässt, und Unterstützung dort zu 
finden, wo sie gebraucht wird. Der 
Markt ist als Regulationsinstrument für 
den Zugang zu Gesundheitsdienstleis-
tungen ungeeignet. Das Gesundheits-
wesen ist geprägt durch asymmetrisch 
verteilte Informationen und durch un-
gleiche Machtverhältnisse zwischen 
den Akteuren. Menschen haben in der 
Regel keinen Einfluss darauf, wann 
sie Versorgung benötigen, und anders 
als bei einfachen Konsumgütern sind 
Leistungen der Gesundheitsversor-
gung nicht verzichtbar. Der erkrankte 
Mensch ist besonders vulnerabel und 
damit schutzbedürftig.

Gesundheitsdienstleistungen werden 
nicht produziert, sondern in Ko-Pro-
duktion von betroffenen Menschen 
und Dienstleistenden erstellt. Der Er-
folg von derartigen Ko-Produktionen 
wird durch die Dienstleistungskultur 
wesentlich beeinflusst, denn soziale Ar-
beit insgesamt ist Vertrauensarbeit. Die 
Freie Wohlfahrtspflege insgesamt und 

der Paritätische im Besonderen sind 
prädestiniert dafür, diese Aufgaben 
wahrzunehmen. Neben der Betroffe-
nenorientierung ist Gemeinnützigkeit 
dafür ein wesentliches Kriterium, denn 
sie stellt sicher, dass nicht das Streben 
nach Rendite, sondern die soziale Hilfe 
selbst im Mittelpunkt der Hilfen steht.

Dennoch wurden in den letzten Jahr-
zehnten Marktmechanismen auch auf 
solche Bereiche ausgedehnt, die ihrer 
Natur nach gesellschaftlicher Steue-
rung unterliegen müssen, weil dort 
der Markt versagt. Kosten- und Effizi-
enzkriterien traten zunehmend in den 
Vordergrund, die Entwicklung wur-
de durch gesteigerte Möglichkeiten, 
im Wettbewerb Renditen zu erwirt-
schaften, forciert. Ökonomisierung, 
Privatisierung, Kommerzialisierung, 
Finanzialisierung und Verbetriebs-
wirtschaftlichung beschreiben in un-
terschiedlicher Art und Weise Ausprä-
gungen dieser Fehlentwicklungen. Der 
Paritätische will aktiv dazu beitragen, 
sie zu überwinden, weil auch selbstor-
ganisierte und gemeinnützige Orga-
nisationsstrukturen in den Sog dieser 
Entwicklungen geraten und auf diese 
Weise gezwungen werden, sich ande-
ren Systemlogiken zu unterwerfen.

Die zunehmende Zahl an profitorien-
tierten Anbietern von Gesundheits- 
und Pflegeleistungen ist Ausdruck 
von Fehlsteuerungen im Gesundheits-
system, die es zu korrigieren gilt. In 
allen gesellschaftlichen Bereichen, in 
denen die Bedeutung der Gemeinnüt-
zigkeit reduziert und profitorientierte 
Unternehmen und Investoren immer 
größere Anteile an der Versorgung 
übernommen haben, ist festzustellen, 
dass der dort erwirtschafteten Rendi-
te soziale Kosten gegenüberstehen, 
die in die Kalkulationen dieser Unter-
nehmen nicht eingehen: sie externali-
sieren durch ausgeschüttete und dem 
Sozialsystem dauerhaft entzogene Ren-
diten, durch geringe Löhne, schlechte 

Arbeitsbedingungen und durch man-
gelnde Investitionen in Infrastruktur 
Kosten, die von den Betroffenen, von 
Beschäftigten und der Gesellschaft 
insgesamt getragen werden müssen. 
Bedarfsorientierung, Erreichbarkeit so-
wie Barrierefreiheit und Qualität aber 
müssen Maßstab für das Angebot sein, 
nicht Renditeorientierung. Überpro-
portionale Renditen sind im Gesund-
heitssystem regelmäßig nur zu Lasten 
der Patient*innen oder Beschäftigten 
zu erzielen. Erträge, die von gewerbli-
chen Anbietern in Fonds und in Aus-
schüttungen an Investoren fließen, ge-
hen der Allgemeinheit verloren.

Gesundheit und Pflege sind besonders 
schutzwürdige Bereiche. Ein Vorrang für 
Selbstorganisation und Gemeinnützig-
keit in der Gesundheits- und Pflegepoli-
tik ist unerlässlich, wenn wir den sozial 
und ökonomisch nicht-diskriminieren-
den Zugang der gesamten Bevölkerung 
zu einer vollständigen und hochwertigen 
Gesundheits- und Sozialversorgung si-
cherstellen wollen – als Fundament für 
einen neuen Zusammenhalt in einer Ge-
sellschaft der Gleichen.

Der Text ist eine Zusammenfasung. Das 
vollständige Positionspapier  

finden Sie unter „Stellungnahmen“ auf 
www.paritaet.org.

Kommerzialisierung im Gesundheitswesen
Unter dem Titel „Mensch statt Markt“ hat der Verbandsrat des Paritätischen Ge-
samtverbands ein aktuelles Positionspapier zur Kommerzialisierung im Gesund-
heitswesen beschlossen und fordert darin u.a. einen Vorrang für Selbstorganisation 
und Gemeinnützigkeit in der Pflege- und Gesundheitspolitik.

Der Paritätische tritt ein für

•	 einen gleichen und nicht-diskri-
minierenden Zugang zu einer 
vollständigen und hochwertigen 
Kranken- und Sozialversorgung,

•	 einen Vorrang für die Selbstor-
ganisation und für gemeinnützige 
Organisationen in der Leistungser-
bringung,

•	 verbindliche Vorgaben für gewinn-
wirtschaftliche Akteure zur Einhal-
tung von gemeinwohlorientierten 
Kriterien,

•	 ein Verbot von Anreizen, die dem 
Profit Vorrang vor der Qualität 
der Versorgung einräumen und

•	 die unabhängige Beratung und 
Unterstützung von (potenziellen) 
Nutzer*innen (Empowerment) 
zur Stärkung ihrer Position.
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Anti-AfD-Protest
in Braunschweig

Die rechtspopulistische und in Teilen faschistische „Alternative 
für Deutschland“ hielt ihren Parteitag in Braunschweig ab. Die 
AfD steht mit ihrer Ideologie der Ungleichheit diametral gegen 
Paritätische Werte wie Vielfalt, Toleranz und Antirassismus. 
Dementsprechend waren unter den 20.000 Demonstrant*innen, 
die gegen die Politik der Partei auf die Straße gegangen sind, auch 
zahlreiche Paritäter*innen sowohl aus Berlin als auch aus dem 
Landesverband Niedersachen zu finden. Für sie war und ist klar: 
Vielfalt ohne Alternative!

Klimastreik in Berlin

Unter dem Motto #NeustartKlima gingen europaweit 
Aktivist*innen der Fridays For Future Bewegung erneut auf die 
Straße. Allein in Berlin waren es über 60.000 Teilnehmer*innen. 
Längst waren es nicht mehr nur Schüler*innen, die demonstrier-
ten und sich bei den niedrigen Temperaturen von Künstler*innen 
wie Seeed einheizen ließen. Auch Paritäter*innen beteiligten sich 
zahlreich an der Demonstration, um die Forderung nach einem 
sozial-ökologischen Klimaschutz zu unterstreichen.

Paritäter*innen auf der Straße
29.11.2019

30.11.2019

Terminhinweis: Im März 2020 findet ein großer Aktionstag für 
bezahlbaren guten Wohnraum für alle statt. Der Paritätische prüft 
gerade Möglichkeiten einer Beteiligung.



32 www.der-paritaetische.de 1 | 2020

Verbandsrundschau

Justiz, Polizei, Behörden, Beratungs-
stellen und medizinischen Diensten.

Aktuelles zu Hartz 4
Am 5.11.2019 entschied das Bundes-
verfassungsgericht, dass Sanktionen 
für Bezieher*innen von Hartz IV 
größtenteils verfassungswidrig sind. 
Nach dem Urteil erklärte Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen: „Das Bundesverfas-
sungsgericht hat der bürokratischen 
Massenverwaltung des Hartz IV-Sys-
tems heute eine Absage erteilt. Es hat 
den Menschen wieder mehr in den 
Mittelpunkt des Verfahrens gestellt. 
Elementare Bedarfe dürfen nicht wie 
bisher gekürzt werden, jede Kürzung 
muss strengen Anforderungen genü-
gen. Das Urteil ist beschämend für die 
Bundesregierung. Es ist auch ein Ende 
der Rohrstockpädagogik in der Ar-
beitsverwaltung. Die Bundesregie-
rung ist gefordert, nun schnellstmög-
lich gesetzlich ein Hilfesystem zu 
schaffen, dass das bisherige Sankti-
onssystem auch über die im Urteil 
behandelten Fragen hinaus beendet 
und den Einzelnen in den Mittelpunkt 
stellt.“ Der Paritätische fordert die Ab-
schaffung aller Sanktionen.

Zum 1. Januar 2020 ist Hartz IV 15 
Jahre in Kraft. Der Paritätische unter-
streicht zu diesem Jahrestag die Forde-
rung nach einer menschenwürdigen 
Neuausrichtung der Grundsicherung 
für Arbeitslose. Notwendig sei eine 
sanktionsfreie Grundsicherung in 
wirklich bedarfsgerechter Höhe. Nach 
Berechnungen des Verbandes wäre 
dafür aktuell eine Anhebung der Re-
gelsätze auf mindestens 582 Euro not-
wendig. Der Verband fordert einen 
konsequenten Paradigmenwechsel, der 
mit dem negativen Menschenbild, das 
dem System Hartz IV zu Grunde liege, 
bricht, und Respekt und die Würde des 
Menschen in das Zentrum des Hilfe- 
und Unterstützungssystems für Ar-
beitslose rückt. Die Menschen müssten 
im Jobcenter Unterstützung auf Au-
genhöhe erhalten, es gehe nicht zuletzt 
um einen wertschätzenden Umgang, 
so Tina Hofmann, Referentin für Ar-
beitsmarktpolitik beim Paritätischen 
Gesamtverband. 

Anlässlich des europäischen Tages ge-
gen Menschenhandel am 18. November 
forderte der Paritätische Wohlfahrtsver-
band entschlossene Maßnahmen, um 
gegen Menschenhandel und Ausbeu-
tung vorzugehen und die Betroffenen 
besser zu unterstützen. Wesentlicher 
Reformbedarf bestehe vor allem im Be-
reich des Aufenthalts- und Sozialrechts 
sowie bei der Entschädigung der Betrof-
fenen. Der Verband fordert zudem den 
Ausbau von Beratungs- und Hilfestruk-
turen. Notwendig seien insbesondere 
auch mehr Aufklärung und Fortbil-
dungsangebote für Mitarbeitende in 

Tag gegen Menschenhandel: Paritätischer fordert 
entschlossenes Engagement und mehr Unterstützung

Verbandsposition zu EU-Ratspräsidentschaft 2020

In der zweiten Jahreshälfte 2020 über-
nimmt Deutschland turnusgemäß die 
Ratspräsidentschaft in der Europäischen 
Union (EU). Die Bundesregierung erhält 
so zusätzliche Gestaltungsmöglich-
keiten, ihr kommt aber vor allem auch 
eine große Verantwortung zu. Die EU 
steht heute vor großen Herausforde-
rungen: die Schaffung eines sozialen 
Europas, die Förderung ökologischer 
Nachhaltigkeit, die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und die Überwin-
dung von wachsenden politischen und 
sozialen Spaltungstendenzen gehören 
dazu.  In einem aktuellen Positionspa-
pier formuliert der Paritätische Anforde-
rungen an die deutsche Bundesregie-
rung zur inhaltlichen Gestaltung der 
Ratspräsidentschaft.
Der Paritätische begrüßt in dem Papier 
u.a. die Absicht der neuen Kommissi-
onspräsidentin, Europa zum ersten kli-
maneutralen Kontinent zu machen. 
Aber eine gelingende sozial-ökologische 
Wende erfordere einen grundlegenden 
politischen Kurswechsel. Dieser Kurs-
wechsel eröffnet zugleich die Chance 
für entscheidende soziale Verbesse-
rungen. Ziel einer sozial-ökologischen 
Wende müsse es sein, allen Menschen 
ein klimafreundliches Leben zu ermög-
lichen und soziale Ungleichheit abzu-
bauen.   Maßnahmen seien in den Be-

reichen Wohnen, Verkehr, Infrastruk-
tur sowie der Sozial-, Wirtschafts- und 
Finanzpolitik erforderlich.

Der Paritätische kritisiert, dass die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik in Euro-
pa trotz aller Bemühungen zu schweren 
sozialen Verwerfungen geführt habe. 
Er fordert, das Potential und die Instru-
mente, die in den europäischen Verträ-
gen angelegt sind, endlich auszuschöp-
fen, um die soziale Dimension der EU 
zu vertiefen. Soziale Grundsätze und 
Rechte würden bisher zu wenig berück-
sichtigt. Konkrete Forderungen werden 
für verschiedene Bereiche u.a. für die 
europäische Flüchtlings- und Migrati-
onspolitik und die Beteiligung zivilge-
sellschaftlicher Akteure  formuliert.
Letztlich gehe es darum, ein Europa der 
Bürgerinnen und Bürger zu schaffen: 
„Die Vertiefung des europäischen Eini-
gungsprozesses und die Überwindung 
der vielfältigen Spaltungstendenzen in 
Europa ist eine Zukunftsaufgabe. Sie 
wird nur gelingen, wenn Europa nicht 
nur als gemeinsamer Wirtschaftsraum 
erfahren wird, sondern als ein soziales 
Europa, ein Europa der Solidarität, der 
Teilhabe, Partizipation und der Nach-
haltigkeit. Europa muss eine Friedens-
macht sein, nach innen und nach au-
ßen“, heißt es in der Positionierung.
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Gerhard Haag 
* 23.4.1927 † 24.11.2019

Am 24.11.2019 verstarb Gerhard Haag. 
Er übernahm 1958 die Geschäftsfüh-
rung des Paritätischen in Baden-Württ-
emberg und arbeitete ab März 1960 
zunächst als Jugend- und Familienhil-
fereferent und dann als Abteilungslei-
ter für Kinder-, Jugend-, Alten- und Fa-
milienhilfe sowie Frauenarbeit und fi-
nanzielle Förderprogramme beim Ge-
samtverband. Zu Beginn der Achtziger-
jahre wurde Haag als Mitglied in das 
Direktorium berufen.
Gerhard Haag wirkte bei der Gründung 
der Fortbildungsabteilung im Gesamt-
verband und des Paritätischen Bil-
dungswerkes mit. Gegen Ende der 
Sechzigerjahre übernahm er außerdem 
die Geschäftsführung der Internationa-
len Gesellschaft für erzieherische Hil-
fen (IGfH). In diese Zeit fiel auch die 
Gründung der Paritätischen Jugend-
werke, deren Mitinitiator Haag war. 
Später fokussierte er sich auf die Alten-
hilfe. Er gründete die Fachgruppe der 
Wohnstifte im Paritätischen und be-
gleitete den Aufbau des Kuratoriums 
Deutsche Altershilfe. Es entstand ein in 
der Fachszene hoch geachteter Newslet-
ter mit den „Informationen aus dem 
Bereich der Altenhilfe“ und bis heute 
singen Chöre aus seinem Liederbuch in 
Großschrift „Wir singen“.
Im Alter von 63 Jahren schied Gerhard 
Haag 1990 nach 30 Jahren beim Ge-
samtverband aus. Der Gesamtverband 
verdankt seinem Wirken grundlegende 
bis heute wichtige Strukturmerkmale. 
Bis ins hohe Alter war Haag sowohl der 
IGfH wie auch der internationalen Ar-
beit in der Altenhilfe in der EURAG 
eng verbunden. Am 11.12.2019 wurde 
er auf dem Frankfurter Hauptfriedhof 
beigesetzt. 

Joachim Hagelskamp

Nachruf

SAVE THE DATE!

ckeln neue Paritätische Ideen für das 
Gemeinwohl.

Datum: 23./24. April 2020
Ort: Potsdam 
Anmeldung: VT20.paritaet.org

Der Paritätische Verbandstag 2020 fin-
det in bewegten Zeiten statt. Mehr 
denn je sind wir gefordert, Gemeinnüt-
zigkeit gegen Profitorientierung zu 
verteidigen, Solidarität statt Egoismus 
zu leben und die gesellschaftliche Teil-
habe aller gegen Versuche der Aus-
grenzung zu ermöglichen. 
Welche Forderungen stellen wir in die-
sen Zeiten an die Politik? Mit dem Ver-
bandstag starten wir die inhaltliche 
Vorbereitung für die Paritätische Kam-
pagne zur nächsten Bundestagswahl. 
In einem fachübergreifenden, lösungs-
orientierten Austausch schärfen wir 
bestehende Forderungen und entwi-

Verbandstag 2020: Was uns bewegt.
Paritätische Ideenwerkstatt für das Gemeinwohl 

lichen oder privaten Krankenversiche-
rung, der Themenkomplex Beitrags-
rückstände und die Notfallhilfe nach 
Sozialgesetzbuch XII für Personen 
ohne Versicherungsschutz.
Mit dieser Broschüre möchten die Ver-
bände der BAGFW gemeinsam mit der 
Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeit-
nehmer einen Beitrag zur besseren 
Gesundheitsversorgung von 
Unionsbürger*innen in Deutschland 
leisten.
Die Publikation kann auf der Homepage 

der BAGFW als PDF heruntergeladen 
werden: www.bagfw.de

Die Handreichung ist eine gemein-
same Veröffentlichung der BAGFW 
und der Gleichbehandlungsstelle EU-
Arbeitnehmer bei der Beauftragten der 
Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration.
Die Verbände der Freien Wohlfahrts-
pflege beraten Unionsbürger*innen 
vor allem in prekären Lebenslagen in 
bundesweit über 1.000 Migrationsbera-
tungsstellen, Projekten, Einrichtungen 
und anderen Fachdiensten. Der Be-
reich Krankenversicherung ist einer 
der häufigsten Beratungsinhalte. 
Wichtig ist deshalb, die Berater*innen 
dabei zu unterstützen, 
Unionsbürger*innen gezielt zu helfen, 
zum Beispiel wenn Lücken in der Ge-
sundheitsversorgung bestehen. Die 
Gründe dafür sind oftmals fehlende 
Kenntnisse der komplexen Materie 
und Schwierigkeiten bei der Rechts-
durchsetzung.
Die Publikation, verfasst durch die So-
zialrechtsexpertin Prof. Dr. Dorothee 
Frings, bietet übersichtliche Informati-
onen, praktische Tipps und Beispiele, 
die in der Beratungsarbeit hilfreich 
sein können. Thematisiert wird die Eu-
ropäische Krankenversicherungskarte, 
die Mitgliedschaft in einer gesetz-

Broschüre zum Zugang zum Gesundheitssystem 
in der Europäischen Union erschienen
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Teampower im Paritä-
tischen 
Als Online-Scout mehr  
Soziales in die  
sozialen Medien bringen.

Im Juni 2019 sind 100 Paritätische Online-Scouts zum ersten Mal in Berlin zu-
sammengekommen. Zwei Tage lang haben sie sich kennengelernt, ausgetauscht 
und weitergebildet. Seitdem ist viel passiert! Sie bilden das größte Social Media 
Kollegium in der Freien Wohlfahrtspflege und arbeiten in facebook-Gruppen, in 
Videokonferenzen und Arbeitsgruppen zusammen am Thema Digitale Kommu-
nikation. Für 2020 heisst es: Noch mehr Teampower! Das Projekt #GleichImNetz 
vom Paritätischen Gesamtverband sucht 100 weitere Online-Scouts. Eine Bewer-
bung ist ab sofort möglich.

Wen wir suchen: Haupt- und Ehrenamtliche aus Paritätischen Mitgliedsorganisa-
tionen aus dem gesamten Bundesgebiet, die Leidenschaft für Soziale Medien ha-
ben und ein Kribbeln in ihren Fingern verspüren, wenn sie die Möglichkeit hätten, 
für ihre sozialen Themen und Werte eine Paritätische Community bei facebook, 
twitter und instagram aufzubauen und über kollaborative Tools mit anderen 
Paritäter*innen aus ganz Deutschland zusammenzuarbeiten.

Was wir bieten: Wir vernetzen, qualifizieren und unterstützen ein Team von 
rund 200 Online-Scouts aus dem gesamten Paritätischen Netzwerk in Deutsch-
land. Gemeinsam beobachten wir soziale Debatten im Netz, üben Storytelling 
für unsere eigenen Themen, holen kleinere Paritätische Organisationen ins Netz 
und tauschen uns aus über Innovationen und Basics, Tools und Tipps, Postings 
und Hashtags. 
Das große Online-Scout-Treffen 2020 findet am 4. und 5. Juni 2020 in Potsdam 
statt. Wir möchten das bestehende Team um 100 neue Online-Scouts erweitern 
und analoge Gelegenheit bieten, um sich über die digitalen Herausforderungen 
im Arbeitsbereich Social Media auszutauschen. Es wird Inputs, Workshops, 
Stammtische und kreative Arbeitsphasen geben, bei denen es im Kern um eine 
Sache geht: Paritätische Power im Netz! Die Teilnahme ist für Online-Scouts 
kostenlos, Übernachtungskosten werden übernommen.

Was wir uns wünschen: Social-Media-Aktive, die Spaß daran haben, in Gemein-
schaft Neues auszuprobieren, Erfahrungen zu teilen und bereit sind, mit ihren 
neuen oder gestärkten Kenntnissen und Ideen bis Ende 2021 (im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten) ihr Wissen in den eigenen Reihen weiterzugeben!

Interesse? Dann bis Ende Februar unter folgendem Link bewerben:
www.der-paritaetische.de/schwerpunkt/digitalisierung/scout-programm/

Wer Fragen hat oder weitere Informationen benötigt, kann sich an das Projektteam 
wenden. Ansprechpartnerin: Lena Plaut, digikom@paritaet.org, Tel.030/24 636-432.

5.-6.11.2020: 
48 Stunden 
Vielfalt ohne 
Alternative. Die 
Konferenz.

Wie kann ich als Sozialverband, Initia-
tive oder Einrichtung künftig meinen 
Job machen, wenn Rechte pöbeln, dro-
hen und sogar in den Parlamenten mit-
bestimmen? Wie kann ich gemeinsam 
mit der Kollegin, der Gemeinde, dem 
Verband aktiv werden gegen Ausgren-
zung und Demokratiefeindlichkeit? 
Wie biete ich rassistischer Hetze im 
Alltag souverän die Stirn?

Auf der Konferenz 48 Stunden Vielfalt 
ohne Alternative! erarbeiten wir ge-
meinsam Lösungsstrategien, trainie-
ren miteinander und machen uns 
stark, um gemeinsam für Toleranz, 
Offenheit und Vielfalt einzutreten.  
48 intensive Stunden, in denen wir 
uns austauschen, vernetzen und ge-
meinsam auf unsere Praxis blicken.

Weitere Infos und Anmeldung unter: 
www.vielfalt-ohne-alternative.de

Der Paritätische mit seinen Mitglieds-
organisationen steht für eine demokra-
tische, offene, vielfältige Gesellschaft, 
in der alle Menschen gleichwürdig teil-
haben und Schutz erfahren. Gute Sozi-
ale Arbeit heißt Einsatz für und die 
Verwirklichung von Menschenrech-
ten. Wir sehen uns verpflichtet, allen 
Ideologien der Ungleichwertigkeit ent-
schieden entgegenzutreten. Wir sind 
Teil der Zivilgesellschaft. Wir stehen 
für gelebte Demokratie und eine Kul-
tur des wechselseitigen Respekts in der 
Gesellschaft.

Jetzt bewerben!
SAVE THE DATE!

www.facebook.com/groups/ParitaetGegenRechts/ Die Gruppe dient dem Austausch zu Herausforderungen durch 
das Erstarken von Menschen- und Demokratiefeindlichkeit bis hin zu Rechtsextremismus. Hier werden aktuelle Infor-
mationen und Einschätzungen geteilt, hier wird um Rat gefragt und auf Analysen und Hilfen zum Thema hingewiesen.

www.facebook.com/groups/WirSindParitaet/ Offen für alle Kommunikator*innen, ÖA- und Social-Media-Ver-
antwortliche aus dem Paritätischen und Mitgliedsorganisationen. Die Gruppe dient der Vorbereitung von 
Social-Media-Aktionen, dem Austausch von Kampagnenmaterial, Ideen und Erfahrungen.

Jetzt Mitglied werden: Neue Facebook-Gruppen des Paritätischen
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B i l d n a c h w e i s e

Details zu unseren 160 Rahmenver-
trags-Partnern, bei denen Sie Rabatte 
erhalten, finden Sie im Einkaufsportal 
unter www.der-paritaetische./einkauf.

Folgende neue Partner bieten Ihnen ab 
sofort Sonderkonditionen an:
•	 Mit der Paritätische Mastercard 

können Sie Ihren Mitarbeitern 44 € 
steuer- und sozialversicherungsfrei 
zukommen lassen. Confera Con-
sulting berät Sie bei dieser innova-
tiven Vergütung und betreut die 
Verwaltung. Eine individuelle Ge-
staltung der Karte für Ihre Einrich-
tung ist möglich.

•	 Als Systemhaus bietet eitie eine spe-
ziell für Alten- und Pflegeheime an-
gepasste EDV-Plattform. Wahlwei-
se als klassische Server- oder als 
moderne Cloud-Lösung mit zwei 
eigenen Rechenzentren in Deutsch-
land.  

•	 Oft wird nicht bedacht, wie viel Zeit 
die Reinigung von Arbeitskleidung 
eines ganzen Teams in Anspruch 
nimmt. MEWA nimmt Ihnen diese 
lange Erledigungsliste zum Thema 
Berufskleidung ab.

•	 Phonexx - die Absorber für Wand 
und Decke der BPE Dr. Wiesinger 
GmbH sorgen für eine gute und ge-
sunde Raumakustik und sind damit 
ein aktiver Beitrag zum Gesund-
heitsschutz. Die hochwertigen Aku-
stiklösungen haben das oekotex 
100 Label.

Mitarbeitervorteile (privat) erhalten 
Sie ab sofort auch bei:
•	 Die Berge & Meer Reisewelt bietet 

eine Vielfalt aus mehr als 1.000 Rei-
sen in über 140 Länder an. Durch 
unsere Kooperation erhalten Mitar-
beitende 8 % Rabatt. 

•	 In unserer geschlossenen Facebook-
Gruppe „Parität exklusiv – Rah-
menverträge“ geben wir Tipps 
rund um die Themen unserer Part-
ner, informieren über Mitarbeiter-
vorteile, machen Gewinnspiele und 
vieles mehr. Zudem soll uns die 
Gruppe als Austauschplattform die-
nen.

Für Rückfragen stehen Ihnen Karsten 
Härle und Rebecca Neuparth unter ein-
kauf@paritaet.org gerne zur Verfügung. 
Sie finden uns nun auch auf Instagram: 
instagram.com/pari_spar

Einkaufsvorteile nutzen!
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